
Finanzabenteuer bei gemeindeeigenen Gesellschaften

November 2007  Informationen der Unabhängigen Bürger

Die Gemeinde gründete am 14. März 2006 zwei Gesellschaften (GmbHs), um die Aufgaben der Altenpflege in unserer Gemeinde 
zu übernehmen. Im Juli 2007 staunten die Gemeinderäte nicht schlecht, als ihnen die Zwischenbilanz der beiden Gesellschaften 
Ambulantes Senioreninformations- und Servicezentrum (ASS) und Wohnen am Schlossanger (WAS) vorgelegt wurden. Zum Stichtag 
31.12.2006 waren Fehlbeträge von 220.000 € bei WAS und 35.000 € bei ASS aufgelaufen. Der Geschäftführer beider GmbHs,  
Leonhard Greska, war nicht in der Lage die Zwischenbilanzen zu erläutern oder gar das Defizit zu erklären.

Wo liegen die Ursache für das Defizit 
von über 220.000 € bei WAS?
Frau Bgm. Mayer sieht die Ursache im Aufnahmestopp, der von 
der Heimaufsicht im Dezember 2006 ausgesprochen und im Sep-
tember 2007 aufgehoben wurde. 
Um diesen Fehlbetrag aufzutürmen, hätte das Seniorenzentrum 
im Dezember 2006 komplett leer stehen müssen.Das Pflegeheim 
war aber sogar bis zum Dezember 2006 nahezu voll belegt. Der 
Aufnahmestopp wirkte sich erst 2007 aus, als das Defizit bereits 
entstanden war. 
Die wahren Ursachen für das Defizit sind nach wie vor nicht ge-
klärt.

Folgende weitere Themen in dieser Ausgabe:

kurz gemeldet: Mit der Sportgaststätte geht es weiter Seite 2

Gemeinderat stellt Weichen für ein Gymnasium ........ Seite 3

Förderung des Musikunterrichts ................................... Seite 4

Neue Sitten beim Gemeindeblatt .................................... Seite 4

CSU-Logik ........................................................................... Seite 4

Sonderbaulast Umgehungsstraße .................................. Seite 5

Geheimnisverrat oder Geschwätzigkeit? ...................... Seite 5

Wo bleibt unser Büchergeld? .......................................... Seite 5

Achtung Satire!!! ................................................................ Seite 6

AKTUELLES aus der Gemeinde

Wusste die Bürgermeisterin von der 
finanziellen Fehlentwicklung?
Ja. Frau Bgm. Mayer war frühzeitig in die finanzielle Situation bei 
WAS eingeweiht. Wie sonst ist zu erklären, dass der Mietvertrag 
zwischen WAS und Gemeinde nicht bereits 2006 abgeschlossen 
wurde? WAS wurde damit um Mietkosten von monatlich 28.000 € 
entlastet. 
Das alles reichte jedoch nicht aus. Die Bürgermeisterin griff WAS 
daher mit einem Kredit von 50.000 € unter die Arme. Da dafür kei-
ne Haushaltmittel vorgesehen waren, wurden von ihr kurzerhand 
die für ASS reservierten Mittel zweckentfremdet. 

Fortsetzung auf Seite 2

S-Bahn-Unterführung für Fußgänger und Radfahrer 
Kurzfristige Machbarkeit statt zukunftsorientierter Planung

Der Gemeinderat beschloß am 23. August 2007 die neue S-Bahn-Unterführung für Fußgänger und Radfahrer nicht wie ursprüng-
lich geplant, im Bereich des neuen Baugebiets der Bayerischen Hausbau „Gartenpark“, sondern weiter südlich zu errichten. Die UB 
stimmten zusammen mit SPD und Grünen für die nördliche Variante – mit guten Gründen.

Vorteile der nördlichen Variante
  Es wäre eine nördliche Verbindungsachse für Fußgänger und 

Radfahrer über Brotmannstraße, Am Mitterfeld und Ottobrun-
ner Straße bis hin zum Sportplatz und der Jugendfreizeitstätte 
Bluebox möglich.

  Die Unterführung wäre geradlinig, ohne rechtwinklige Kur-
ven. 

Diese Unterführung sahen auch die Konzepte des Arbeitskreises 
Ortsentwicklung und Mobilität vor, wie auch die Planungen für 
das neue Baugebiet der Bayerischen Hausbau.
Im Sommer 2007 wurden diese Konzepte plötzlich über den Hau-
fen geworfen und die südliche Variante beschlossen. 

Fortsetzung sowie Ortsplan mit der nördlichen und 
der südlichen Variante auf Seite 3

*

*
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Warum wurde der Gemeinderat  
verspätet informiert?
Gezielt wurde eine Bewilligung der Mittel durch den Gemeinderat 
umgangen, denn dort wäre die Finanzmisere von WAS aufgeflogen. 
Erst als die UBs bei den Haushaltsberatungen nachfragten und 
hartnäckig auf die Notwendigkeit hinwiesen, dass die Bilanzen der 
gemeindeeigenen Betriebe als Anlage dem Haushalt hinzugefügt 
werden müssen, kam alles Stück für Stück und über mehrere Mo-
nate verteilt ans Licht.

Die frühzeitige Sanierung der Finanzsituation bei WAS wurde so 
von Frau Bgm. Mayer vereitelt. Es ist zu erwarten, dass im weiteren 
Geschäftsverlauf weitere Defizite aufgelaufen sind.

Wie darf eine Sanierung nicht aussehen?
Noch vor einer Analyse der Ursachen will die CSU, dass das Defizit 
von der Gemeinde übernommen wird. Die Begründung von Frau 
Bgm. Mayer: Für Kindergärten geben wir ja auch viel Geld aus und 
die Senioren sollen uns das wert sein. Das ist aber kein Lösungs-
ansatz, sondern Vergeudung öffentlicher Gelder durch Misswirt-
schaft.

Wie müsste eine Sanierung der Gesellschaft 
ausschauen?
Richtig wäre dieses Vorgehen: Unter Einbindung aller Beteiligten 
(Bewohner, Beschäftigte, Gemeindeverwaltung und Gemeinderat) 
sollte folgendes geschehen:

 Analyse der aktuellen Finanzsituation sowie umgehende Siche-
rung von Ansprüchen auch gegen den derzeitigen Geschäfts-
führer und PIK (siehe Kasten).

 Verschiedene Leistungen in der Pflege (z.B. zusätzliches Pfle-
gepersonal, Beschäftigungstherapie, Informationsveranstal-
tungen) übernehmen die Pflegekassen nicht. Die Gemeinde 
möchte solche Leistungen den Bewohnern zukommen lassen, 
jedoch ohne diese mit Kosten zu belasten. Solche Leistungen 
sollten gesondert ausgewiesen werden.

 Ebenfalls sollten die Zuschüsse zur Verpflegung ausgewiesen 
werden, um auch weiterhin die hervorragende Qualität der 
Speisen durch frische Zubereitung im Seniorenzentrum zu ge-
währleisten.

 Anpassung aller Bestandteile des Heimentgeltes (Pflege/Miete/
Verpflegung) an die verbleibenden Kosten. Bisher müssen die 
Bewohner zu viel Miete zahlen und subventionieren so Pflege 
und Verpflegung. 

Die UBs forderten daher schon im August 2007 eine Sanierung von 
WAS durch einen neuen und erfahrenen Geschäftsführer.

Leo Greska: Ein Mann – drei Funktionen
Bemerkenswert ist, dass für ASS, WAS und PIK mit Herrn Greska 
derselbe Geschäftsführer verantwortlich zeichnet. Die ureigenste 
Aufgabe eines Geschäftsführers ist die Überwachung der Ge-
schäftstätigkeit. Damit muss der Geschäftsführer von WAS unter 
anderem darauf achten, dass die bei PIK bestellten Leistungen 
auch richtig erbracht werden. Herr Greska kontrolliert sich also 
selbst. Gleichzeitig ist er auch verpflichtet, den Gesellschafter 
– die Gemeinde – über die Geschäftssituation zu informieren und 
finanziellen Fehlentwicklungen entgegenzuwirken.
Bis Herbst 2007 war Leo Greska in einer vierten Funktion auch 
noch Heimleiter von WAS.

Was ist ASS? Was ist WAS? Was ist PIK?
ASS: Das Ambulante Senioreninformations- und Servicezen-

trum (ASS) bietet Hilfestellung für alle alten Mitbür-
ger, die zu Hause wohnen bleiben wollen. Dabei sollen 
nicht nur Hilfestellungen bei der typischen ambulanten 
Grund- und Behandlungspflege angeboten, sondern auch 
hauswirtschaftliche Hilfen, Essen auf Rädern, Transport- 
und Besorgungsdienste sowie Verwaltungshilfen orga-
nisiert werden. Um diese umfangreichen Aufgaben zu 
finanzieren, stellte die Gemeinde 50.000€ bereit.

WAS: Wohnen am Schlossanger (WAS) betreibt das Pflegeheim 
mit 72 Plätzen, in dem Pflegebedürftige aller Pflegestufen 
Aufnahme finden. Finanziert wird das Pflegeheim durch 
die Pflegesätze, die von den Bewohnern erbracht werden.

PIK: Privates Institut für Krankenhaus Management (PIK). 
Diese private Gesellschaft organisiert über einen Ge-
schäftsbesorgungsvertrag den Pflegebetrieb von WAS.

*

*

*

*

Wie geht’s weiter?
Seit Geschäftsjahresende von WAS am 30. Juni 2007 sind nun über 
vier Monate vergangen, aber es gibt immer noch keine sachliche 
begründete Analyse des Defizits, worauf sich ein nachhaltiges Sa-
nierungskonzept aufbauen lässt. Offensichtlich verfolgt Frau Bgm. 
Mayer eine Vogel-Strauß-Politik. Als Vertreterin der Gemeinde bei 
WAS scheint sie nicht an der Sanierung interessiert zu sein.

kurz gemeldet
Mit der Sportgaststätte geht es weiter

Anfang des Jahres sah es noch ganz anders aus: Nach der Kündigung des letzten Pächters der Sportgaststätte überlegten einzelne Ge-
meinderatsmitglieder schon, das Höhenkirchner Sportheim komplett abzureißen und neuzubauen. 
Besonnene Kräfte, darunter die UB, setzten sich aber durch: Das Sportheim bleibt erhalten, die notwendigen Sanierungsmaßnahmen 
werden durchgeführt und der Gaststättenbetrieb weitergeführt. Das bisherige Konzept einer Sportgaststätte wurde verworfen, der künf-
tige Pächter soll in erster Linie ein wirtschaftlich tragfähiges Gastronomiekonzept umsetzen. Er wird griechische und bürgerliche Küche 
anbieten und auch den schönen Biergarten wieder in Betrieb nehmen. 
Damit sind jedoch weiterführende Überlegungen nicht beendet. Das gesamte Sport- und Freizeitgelände bedarf der Überplanung. Ziel 
ist es, in Zusammenarbeit mit den betroffenen Sportlern zukunftsfähige Lösungen zu finden.
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Den Bedarf für ein neues Gymnasium in Höhenkirchen-Siegerts-
brunn hatte im Sommer 2006 eine vom Gemeinderat in Auftrag 
gegebene Schülerprognose erwiesen. Mit einem einstimmigen 
Grundsatzbeschluß brachte der Gemeinderat dann am 19. Dezem-
ber 2006 das Gymnasium auf den Weg. Am 8. November 2007 be-
schloß er einen entsprechenden Bebauungsplan aufzustellen. Es 
soll östlich des S-Bahnhofs gebaut werden (siehe Skizze auf dem 
Ortsplan). Voraussichtlich 2010 soll das Gymnasium fertig sein.

Ein Chance für die Gemeinde
Das Gymnasium stärkt die Funktion der Gemeinde als familien-
freundliches Kleinzentrum. Eltern und Schüler profitieren von 
einem breiteren Schulangebot und von kürzeren Schulwegen. 
Gleichzeitig entlastet das Gymnasium die überfüllten anderen bei-
den Gymnasien im südöstlichen Landkreis München. 

Nachteile der südlichen Lösung 
Mit zwei rechtwinkligen Kurven im Unterführungsbereich ist 
die Verkehrsführung unbefriedigend und unfallträchtig. Erfah-
rungsgemäß werden solche Lösungen von den Bürgern schlecht 
angenommen. 

Die neue Unterführung ist an die innerörtlichen Verbindungen 
weder auf Siegertsbrunner noch auf Höhenkirchner Seite gut 
angebunden. Man wird zu Umwegen gezwungen. 

Die auf die Unterführung hin konzipierte große Hauptachse des 
neuen Baugebiets, die Straße „Am Mitterfeld“ endet nun  an der 
S-Bahn. Zwei Jahre intensiver Planungsarbeit im Gemeinderat 
waren umsonst.

*

*

*

Warum stimmte die Gemeinderatsmehrheit 
gegen die sinnvollere Planung?
Angeblich deshalb, weil sich die notwendigen Flächen östlich der 
S-Bahn noch nicht im Besitz der Gemeinde befinden. Gegenfrage: 
Warum hat Frau Bgm. Mayer die letzten drei Jahre keine Erwerbs-
verhandlungen geführt?

Um doch noch bis zur Wahl eine Unterführung zu präsentieren, 
entschied sich die CSU/AFW-Fraktion für die schlechtere Südvari-
ante. Kurzfristige Machbarkeit tritt so anstelle zukunftsorientierter 
Planung.

Gemeinderat stellt  
Weichen für ein Gymnasium

Zur Finanzierung
Den Bau des Gymnasiums übernimmt der Zweckverband „Staat-
liche weiterführende Schulen im Südosten des Landkreises Mün-
chen“. Diesem gehören neben Höhenkirchen-Siegertsbrunn auch 
die Gemeinden Aying, Brunnthal, Hohenbrunn, Ottobrunn, Neubi-
berg und Putzbrunn an. 
Die Baukosten von voraussichtlich 23 Mio € übernehmen teilweise 
der Freistaat Bayern und der Landkreis München. Den Rest tragen 
die Zweckverbandsgemeinden entsprechend der zu erwartenden 
Schülerzahlen. Unsere Gemeinde erhält mit rund 6 Mio € den größ-
ten Brocken und muß außerdem auf eigene Kosten ein Grundstück 
bereitstellen. Insgesamt kommt auf Höhenkirchen-Siegertsbrunn 
eine Belastung von ca. 8-10 Mio € zu. 

Haupt- und Realschüler nicht vergessen!
Bei aller Freude über das neue Gymnasium dürfen die anderen 
Schularten nicht vergessen werden: Nachdem der Fortbestand der 
Höhenkirchner Hauptschule durch ein Ganztagsschulprojekt gesi-
chert ist, stellt sich die Frage, ob im Münchner Südosten mittelfri-
stig nicht auch eine weitere Realschule nötig wäre.

Karte mit freundlicher Genehmigung von www.stadtplan.de



Schwachstellen
  Vorfinanzierung: Die Eltern müssen den Unterricht ein Jahr 

vorfinanzieren. 

  Altersgrenze: Kinder über 18 werden nicht gefördert, selbst 
wenn sie noch in Ausbildung sind.

  Verlust des Staatszuschusses: Der staatliche Zuschuß an Mu-
sikschulen ist an den kommunalen gekoppelt. Da die Gemeinde 
sich aus ihrer gesetzlich vorgeschriebenen Trägerschaft für die 
Musikschulen verabschiedet hat, verlieren diese (und letztlich 
auch die Eltern) die staatliche Förderung.

Abgelehnte Verbesserungspotentiale
Nach Ansicht der Unabhängigen Bürger sollten auch Schüler, Stu-
denten und Azubis über 18 Jahre die Förderung erhalten, soweit 
noch Kindergeldanspruch besteht, wie es auch in anderen Gemein-
den gängige Praxis ist. Jugendliche sind mit dem Erreichen der 
Volljährigkeit nur selten auch wirtschaftlich selbständig; Studien-
gebühren belasten Familien mehr als bisher. Dies wäre auch finan-
zierbar; schließlich wurden nicht alle Mittel abgerufen. 

Die CSU/AFW-Mehrheit im Gemeinderat war dazu jedoch nicht be-
reit. Als Feigenblatt wurde ein Härtefallregelung eingeführt. Doch 
welche Kriterien gelten für eine Bedürftigkeit und wer soll diese 
jeweils prüfen?

Förderung des Musikunterrichts 
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Das vom Gemeinderat am 4. Mai 2005 mit Stimmen der CSU/AFW beschlossene neue Modell für die Förderung des Musikunterrichts 
war nicht unumstritten. Es handelte sich um ein Pilotprojekt, das nochmals nach zwei Jahren geprüft werden sollte. Im Herbst 2007 
konnte nun Bilanz gezogen werden. 

Das Modell
Das gegenwärtige Modell ist relativ einfach: Gefördert werden alle 
Schüler unter 18 Jahren, die eine Rechnung mit Steuernummer vor-
legen können. Die Förderung orientiert sich an der Zahl der gehal-
tenen Stunden, wobei für maximal 40 Jahreswochenstunden (eine 
Unterrichtseinheit = 45 min) ein Zuschuß von mindestens 160, 
aber maximal 320 € (höchstens 45 % des Gesamtbetrags) gezahlt 
wird. Sonderregelungen bestehen für die musikalische Früherzie-
hung und Ensemblespiel. 

Die Bilanz
  In beiden Jahren wurde die Fördersumme (80.000 €) nicht voll-

ständig abgerufen, 2006/07 blieben rund 18.000 € übrig.

  Bis 2004 profitierten rund 130 Kinder von der gemeindlichen 
Förderung des Musikunterrichts,2006/07 waren es rund 290 
Kinder (jeweils ohne Früherziehung und Ensemblespiel). 

  Die Gesamtzahl der Kinder, die ein Instrument erlernen, hat 
sich nicht erhöht: Ihre (schwer schätzbare) Zahl scheint bei 
rund 300-350 zu stagnieren.

*
*

*
*
*

Neue Sitten beim Gemeindeblatt 
Wenn die Bayerische Hausbau der Schörghuber-Unternehmensgruppe mit ganzseitigen farbigen Anzeigen im CSU-Blatt „Höhenkir-
chen-Siegertsbrunn aktuell“ für ihr neues Wohngebiet „Gartenpark“ an der Altlaufstraße wirbt, mag das einen faden Beigeschmack 
verursachen. Denn die Firma hat die Umwandlung dieses ehemaligen Gewerbegebietes in Wohngebiet allein der absoluten Mehrheit 
der CSU/AFW-Fraktion zu verdanken! (Wir berichteten).

Was hat das mit dem Gemeindeblatt zu tun?
Die Grenzen des guten Geschmacks werden aber in Richtung Miss-
brauch überschritten, wenn im September-Gemeindeblatt  in einem 
redaktionellen Beitrag die Gemeindeverwaltung  über den „Baube-
ginn für ‚Gartenpark Höhenkirchen’ der Bayerischen Hausbau“ 
berichtet, und den Artikel noch mit einemWerbetext dieser Firma 
ergänzt, das Ganze garniert vom Foto des fröhlichen Spatenstichs 
mit der Bürgermeisterin.

Deren Zufriedenheit „Ich freue mich, dass wir mit der Bayerischen 
Hausbau einen Bauträger gefunden haben, dessen Angebot zu un-
serer aktiven und familienfreundlichen Gemeinde passt“, ist eine 
reichlich unverfrorene Behauptung angesichts der jahrzehntelan-
gen Bodenspekulation eben dieses Grundeigners. Der albernen 
Begründung aus CSU-Kreisen, heutzutage seien Gewerbeflächen 
nicht zu vermarkten, spricht das Aufblühen von Gewerbegebieten 
in unseren Nachbargemeinden Hohn.

CSU-Logik 
„Wir wollen kein Gewerbegebiet in Wohngebietsnähe! Teilumwand-
lung eines Gewerbegebiets aus gutem Grunde...“

So titelte das CSU-Blatt „Höhenkirchen-Siegertsbrunn aktuell“ in 
der Ausgabe 3/07. Erreicht hat die CSU für das Baugebiet in der 
Altlaufstraße allerdings das genaue Gegenteil: das direkte Neben-
einander von Gewerbe und Wohnen - statt der früheren sauberen 
Anordnung Wohnen, Grünstreifen, Gewerbe. 



Sonderbaulast Umgehungsstraße
Die Umgehungsstraße ist eine Staatsstraße. Ihren Bau muss deshalb der Freistaat Bayern vollständig finanzieren. Auf Initiative von 
Bgm. Mayer übernahm jedoch die Gemeinde 2004 selbst den Bau (bezuschusst durch den Freistaat): Die Straße sollte damit angeblich 
bis 2007 fertig sein. Beim Bau durch den Freistaat Bayern – hieß es – könne die Straße erst 2008 begonnen und 2010 abgeschlossen 
werden.
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Wort gehalten?
Diese Übernahme der Sonderbaulast hat aber bisher nichts ge-
bracht außer einem Brückenbau 2006. In den letzten Tagen rollten 
noch mal die Bagger an für ein weiteres Brückenbauwerk. Im Jahr 
2009 soll die Straße fertig sein. Trotz Kostenübernahme durch die 
Gemeinde kommt sie also höchstens ein Jahr früher als beim Bau 
durch den Freistaat.

Kosten steigen
Während der Baubeginn sich immer mehr verzögerte, stiegen die 
Kosten für die Gemeinde. Hieß es 2004, die Straße koste die Gemein-
de nur 1,75 Mio €, lag die Prognose 2006 schon bei 2,5-3 Mio €. 
Dabei wird es wohl nicht bleiben: Seit 2006 sind die Baupreise im 
Schnitt um 8 Prozent gestiegen. 

Umgehungsstraße wäre auch ohne  
Sonderbaulast gekommen
Der Etat der Staatsregierung für den Neubau von Staatsstra-
ßen wurde in den letzten Jahren laufend erhöht (2004: 41 Mio €,  
2005: 61 Mio €, 2006: 66 Mio €). 

Die Umgehungsstraße wäre auch ohne Sonderbaulast sicher gebaut 
worden, denn sie gehört seit Jahren im Straßenbauprogramm des 
Freistaats zu den Projekten mit höchster Dringlichkeit, zu verwirk-
lichen bis 2010.

Fazit: Außer Spesen nix gewesen
Die Skepsis der Gemeinderäte der UB, die von Anfang an gegen die 
Sonderbaulast stimmten, hat sich bewahrheitet. Die von der Bür-
germeisterin unbedingt gewollte Sonderbaulast hat der Gemeinde 
keinen Vorteil, sondern nur Kosten in Millionenhöhe, erheblichen 
Ärger und Mehrbelastung für die Verwaltung gebracht. 

Geheimnisverrat oder Geschwätzigkeit ?

Wo bleibt unser Büchergeld?
Zur Freude vieler Eltern wird das Büchergeld im nächsten Jahr ab-
geschafft und bereits dieses Schuljahr in den Höhenkirchner Schu-
len nicht mehr erhoben. Was passiert jedoch mit den in unserer 
Gemeinde für 2005 und 2006 eingesammelten Geldern?
Immerhin ist in diesen beiden Jahren ein Büchergeld-Überschuss 
von 10.866,- € entstanden (Einnahmen Büchergeld Sigoho-March-
wart- und Erich-Kästner-Schule 26.580,- €, Ausgaben für Lernmit-
tel 15.714,- €). 
Der Gesetzgeber hat über die Verwendung von Büchergeld klare 
Aussagen getroffen. Laut dem Bayerischen Schulfinanzierungs-
gesetz (BaySchFG) Art. 21 (3) darf das Geld nur für die Beschaf-
fung von Schulbüchern und schulbuchersetzenden digitalen Me-
dien (z.B. Lernprogramme) verwendet werden, die für die Hand 
des Schülers bestimmt sind. Also sind weder Lehrmittel (Unter-
richtsmittel für Lehrkräfte) noch die Beschaffung von Arbeits-

heften, die Erstellung von Fotokopien oder sonstige schulische 
Investitionen zulässig.
Mit Schreiben vom 30. August 2005 erließ das bayerische Innenmi-
nisterium an die Kommunen genaue Richtlinien bezüglich der Ver-
buchung des Büchergelds und der Behandlung nicht verbrauchter 
Mittel. Es erfolgt die klare Anweisung, nicht verbrauchtes Bücher-
geld einer Sonderrücklage zuzuführen. 
In den letzten Haushalten der Gemeinde Höhenkirchen-Siegerts-
brunn ist jedoch von einer Sonderrücklage (Haushaltsausgaberest) 
keine Spur vorhanden. Der Büchergeld-Überschuss verschwindet 
im Gemeindehaushalt und dient damit zur Finanzierung zweck-
fremder Ausgaben. 
Fazit: Dieses Verhalten ist eindeutig gesetzwidrig. Auch nach Ab-
schaffung des Büchergelds muß der verbliebene Überschuss für 
zukünftige Anschaffungen von Schulbüchern dienen.

In den letzten Jahren sind immer wieder Entscheidungen aus 
nichtöffentlichen Beratungen des Gemeinderates an die Öffent-
lichkeit gebracht worden, ein Vorgang, der natürlich eine Ver-
handlungsposition der Gemeinde negativ beeinträchtigt. 
Diesmal wurden persönliche Informationen über den ehemaligen 
Heimleiter des Seniorenzentrums an die Presse gegeben. Dieses 
Fehlverhalten wurde von Bgm. Mayer im Gemeindeblatt zu Recht 
angeprangert. Auch die 3. Bürgermeisterin Andrea Hanisch war 
sehr erbost und forderte prompt, künftig im Gemeinderat keine 
nichtöffentlichen Themen mehr zu beraten, sondern lediglich die 
Entscheidungen der Bgm. Mayer bekannt zugeben. Ein seltsames 
Demokratieverständnis!

Den Grünen, der SPD, den Unabhängigen Bürgern sowie einigen 
CSU Gemeinderäten ging der von Bgm. Mayer ausgesprochene 
Generalverdacht zu weit. Ihnen war es wichtig, die undichte Stelle 
zu finden. Sie erklärten sich bereit, eine eidesstattliche Erklärung 
zu diesem Geheimnisverrat abzugeben. Jetzt kam der sofortige 
Rückzieher der CSU-Fraktion und der Bürgermeisterin. Sie konn-
ten für eine eidesstattliche Erklärung keine Notwendigkeit mehr 
sehen.
Damit ist klar, dass es hier nicht um Klärung der Vorgänge geht, 
sondern nur darum, den politischen Gegner durch einen General-
verdacht zu beschädigen.



Achtung Satire !!!
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+++ Neustrukturierung der Rathaus-Verwaltung +++
Muss es 30.000  kosten, eine Verwaltung mit 28 Mitarbeitern 
neu zu strukturieren? Auch wir glauben das nicht. Nach vier 
Jahren unter der Führung von Bürgermeisterin Mayer müsste es 
ihr möglich sein, eine so überschaubare Mitarbeiterzahl selbst zu 
organisieren. Darum haben die Gemeinderatsmitglieder der UB 
gegen dieses Vorhaben gestimmt.

+++ Mobilfunkmast am Bahnhof kommt wohl doch nicht +++
Nach der Infoveranstaltung am 28. September 2006 scheint es 
klar zu sein, dass der von O2 vorgesehene Mast nicht am Bahnhof, 
sondern viel weiter südlich, außerhalb des Orts errichtet wird. 
Noch fehlen allerdings offizielle Stellungnahmen des 
Gemeinderats und der beteiligten Firmen. Der Gemeinderat 
wurde ja  auf der Infoveranstaltung über den neuen Standort das 
erste Mal unterrichtet. Begründung: Es könnten sich sonst  
Gerüchte und Missverständnisse ausbreiten. Traut Frau Mayer 
ihrem Gemeinderat nicht mehr über den Weg?

Der unkontrollierte Wildwuchs aus Schmiedeeisen, bunter Keramik und Emaille in unterschiedlichen Farbstellungen an 
unseren Häusern hat ein Ende.

Vereinheitlichung ist angesagt, abgestimmt auf die Uniformität der Neubaugebiete. Dass dies keine einfache Sache ist, muss jedem klar 
sein, es sind stolze 8 (in Buchstaben: acht) DIN A4-Seiten nötig, um dem Normalbürger klar zu machen, worum es geht:

"Die Satzung über die Benennung der öffentlichen Verkehrsflächen und Nummerierung der Gebäude und Grundstücke in der  Gemeinde 
Höhenkirchen-Siegertsbrunn (Straßennamen- und Hausnummernsatzung)"

Die für eine kleine Gemeinde wie Höhenkirchen-Siegertsbrunn relevanten Punkte ließen sich sicher auf übersichtlichen drei Seiten 
zusammenstellen, aber so einfach wollte man es sich und dem Bürger nicht machen. Daher wurde die Hausnummernsatzung der Stadt 
München eins zu eins übernommen. Sonst hätte man dem Leser ja solch klare und unverzichtbare Anweisungen vorenthalten wie die 
folgende:

"§5/4. Der abgewinkelte Richtungspfeil eines Hinweisschildes oder Sammelhinweisschildes hat sich bei ungeraden Nummern auf der rechten, 
bei geraden Nummern auf der linken Seite des Hinweisschildes zu befinden, so dass sich der Richtungspfeil immer auf der Seite befindet, in 
deren Richtung sich die nächsthöhere Nummer ergibt..."

Oder:

"§9/2. Bei Eckgrundstücken, deren Gebäude vor Inkrafttreten dieser Satzung abweichend von §3 Absatz 1 zu einer Straße einnummeriert 
waren, an der nicht ihr Haupteingang liegt, kann die bisherige Einnummerierung belassen werden, wenn
2.1. an der Straße, zu der die Einnummerierung erfolgte, ein Hausnummernschild sowie ein Hinweisschild auf den um die Ecke gelegenen 
Eingang nach Muster c) der Anlage zu dieser Satzung angebracht wird und
2.2. die Auffindbarkeit des Eingangs nicht durch besondere Umstände erschwert wird."

Nachdem nun alle Klarheiten beseitigt sind, muss auf die Einhaltung der Richtlinien besonders geachtet werden:

"§7/2. Zur Überwachung und zum Vollzug dieser Satzung können die Mitarbeiter der für die Hausnummernerteilung bzw. der 
Hausnummernüberwachung zuständigen Stellen der Gemeinde Höhenkirchen-Siegertsbrunn die Grundstücke jederzeit betreten."

Da kommt auf die Gemeinde und deren Bürger ein großes Stück Arbeit zu. Zahllose Hauseigentümer müssen ihre Hausnummernschilder 
auf Norm bringen oder bei der Gemeinde Ausnahmeanträge stellen. Gemeindemitarbeiter dürfen durch die Siedlungen streifen und 
Schilder begutachten.

Es gibt viel zu tun! Packen wir es an!

AKTUELLES aus der Gemeinde

Ein finanzielles Abenteuer ohne Ende:
Umgehungsstraße von Höhenkirchen in Sonderbaulast

Von Anfang an haben die Unabhängigen Bürger gegen die Sonderbaulast gestimmt. Ihre Bedenken waren nicht unbegründet: 

Obwohl die Gemeinde die Umgehung nun zu 40 % selbst finan-
ziert, kommt die Straße nicht früher als im regulären Verfahren. 
Die Bürgermeisterin, die sich als Macherin profilieren wollte, hat 
sich vom Straßenbauamt über den Tisch ziehen und sich die 
schwierigen Grunderwerbsverhandlungen und den kostspieligen

Was ist eine Sonderbaulast?

Die Staatsregierung bietet das Finanzierungsmodell „Sonder-
baulast“ solchen Gemeinden an, die eine Umgehungsstraße bauen 
und auf diese nicht mehr länger warten wollen. 

Die HöSi-Affäre –
einige Klarstellungen
Der Gemeinderatsbeschluss für „Das HöSi“ war eine 
Fehlentscheidung

Obwohl der Gemeinderatsbeschluss für „Das HöSi“ einstimmig 
fiel, war er eine Fehlentscheidung. Der Gemeinderat hatte zwar 
bei der Entscheidungsfindung über die Figur an sich diskutiert 
(inhaltliche Aussage, Standort, Preis, Zeitpunkt der Aufstellung). 
Nicht behandelt wurden wichtige Fragen, die aber die Bürger 
bewegten, nämlich:

Viele Bürger fühlten sich durch das aufgenötigte Gemeindesymbol 
bevormundet. Die UB-Gemeinderäte Ulrich Bug und Florian Sepp 
ließen sich daher noch vor Beginn der Unterschriftenaktion 
überzeugen...   Fortsetzung auf Seite 2

Grundstückskauf aufbürden lassen. Die aufreibenden Verhand-
lungen mit den Grundeigentümern haben den Baubeginn bis 
heute verzögert. Der gemeindliche Kostenanteil hat sich gegen-
über den anfänglichen Prognosen mehr als verdoppelt.

Wenn also beim ersten Spatenstich am 6. September 2006 
Vertreter der Staatsregierung die „großzügigen Fördermittel“ 
erwähnten, so ist das Augenauswischerei. Großzügig ist die Ge-
meinde, die einen Teil der Pflichtleistungen des Freistaats über-
nimmt.

Im Fall Höhenkirchen-Siegertsbrunn kommt als weitere Belas-
tung für die Gemeinde hinzu, dass diese auch den Baugrund 
erwerben und obendrein mit den Grundbesitzern die Verhand-
lungen führen muss.   Fortsetzung auf Seite 3

Oktober 2006 Informationen der Unabhängigen Bürger

Folgende weitere Themen in dieser Ausgabe:

Aufgeschnappt aus Gesprächen bei der 
Unterschriftensammlung gegen das "HöSi"

Gebührenwucher beim Kindergarten verhindert
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Die Gemeinde übernimmt für den Freistaat den Bau der neuen 
Staatsstraße, der dafür der Gemeinde einen Zuschuss in Höhe 
von 65 % der Baukosten zahlt. 35 % verbleiben der Gemeinde.

Die fertige Straße geht in das Eigentum des Freistaats über, der 
später auch den Unterhalt besorgen muss. 

das vollkommene Fehlen einer Ausschreibung oder eines Wettbewerbs,
die mangelnde Einbindung der Bürger bei der Meinungsfindung.
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Glosse: Endlich ist sie da!

Der Name ist Programm: Die UB sind ein Zusammenschluss von 
parteipolitisch unabhängigen Bürgern aus Höhenkirchen-Siegerts-
brunn. Ihre Mitglieder sind

           an kein Parteiprogramm gebunden und 
können sich selbständig ihre Meinung bilden.

Zu den Gemeinderatswahlen treten die UB  mit einer eigenen Liste 
an, weil für eine gute Gemeindepolitik nicht das Parteibuch, 
sondern die persönliche Qualifikation und das Engagement des 
einzelnen Kandidaten entscheidend ist. Als Gemeinderatsmitglied 

Besuchen Sie uns im Internet unter www.ub-hksbr.de oder 
kommen Sie einfach zu einem der UB-Stammtische, die jeden 
letzten Montag im Monat um 20 Uhr in der "Alten Apotheke", 
Bahnhofstraße, stattfinden!
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ist ein UB frei in der Abstimmung und unterliegt keinerlei 
Fraktionszwang. Ein UB vertritt nur seine eigene Überzeugung 
und stiftet damit manchmal eine unbequeme, aber gesunde 
Unruhe. 

Die UB sind 1989 aus einem Arbeitskreis engagierter Bürger 
hervorgegangen. Dieser sammelte die Unterschriften von einem 
Viertel aller Wahlberechtigten gegen den seinerzeit umstrittenen 
Entwurf des Flächennutzungsplans.
Die damalige absolute CSU/AFW-Mehrheit des Gemeinderats zog 
ihn daraufhin zurück.

Wer sind die "Unabhängigen Bürger (UB)"?

Rauschhafter Aktionismus ist ein Kennzeichen der bisherigen 
Amtszeit von Bürgermeisterin Mayer. Dass dabei auch 
Vorzeigbares entsteht und geschieht, sei nicht verschwiegen - 
nüchtern betrachtet ist sie dafür aber auch gewählt worden.

Allerdings, die lockere Hektik, mit der sie ihren Macher-
Ehrgeiz zuweilen befriedigt, wird – nüchtern betrachtet – 
von Skrupeln kaum gebremst.

Ungereimtes, Widersprüchliches, finanzielle Abenteuer, ein 
auf Wirkung bedachter Führungsstil und nassforsche 
Ignoranz Bürgern gegenüber sind die Wegmarken, die sie in 
selbstgefälliger Manier setzt. Aus der Autorität des Bürger-
meisteramtes leitet sie die Befugnis zu autoritärem Gebaren 
ab; absoluter Durchsetzungswille ist eine Kategorie, die sie 
auch ihrer eigenen Gemeinderatsfraktion gegenüber 
demonstriert.

Dass mit diesen „Tugenden“ manches Projekt ins Schlingern 
gerät, nimmt sich die Bürgermeisterin nicht weiter übel.

Da wird für die Umgehungsstraße von Grundstücks-
verhandlungen „in trockenen Tüchern“ geschwafelt – 
nüchtern betrachtet stehen langwierige Enteignungsver-
fahren in Aussicht.

Beim glorreichen Spatenstich darf sich der Staat großzügiger  
Unterstützung des Vorhabens rühmen – nüchtern betrachtet 

ist die Gemeinde großzügig, indem sie durch die spendable 
Bürgermeisterin Millionen investiert, um sie nach Fertig-
stellung der Straße dem Staat zu schenken.

Das in Rekordzeit errichtete Seniorenzentrum wird als Hort 
des Wohlbehagens gepriesen – nüchtern betrachtet muss 
zwar nicht der „sachkundige“ Geschäftsführer, aber mehr als 
die halbe Betreuermannschaft ausgewechselt werden, damit 
es „flutscht“, wie sich die Bürgermeisterin auszudrücken 
beliebt.

Das bei den Bürgern wenig geschätzte „HöSi“ wird, als 
Symbol des Kulturjahres verbrämt, aus dem Hut gezaubert 
und kraft des Kunstverständnisses der Bürgermeisterin zum 
Gemeindedenkmal bestimmt – nüchtern betrachtet handelt 
es sich um eine Trickserei zugunsten einer befreundeten 
Künstlerin. Wesentlich mitfinanziert wird die Skulptur übrigens 
durch die „Kreissparkasse“ - auf „Anregung“ des CSU-Partei-
freundes, Landrat Janik.

Fazit eines anderen Parteifreundes: „Nichts gegen die 
Bürgermeisterin – aber manchmal vergaloppiert sie sich halt 
noch!“

Bis zur Kommunalwahl im Frühjahr 2008 wird sie schon noch 
in einen kontrollierteren Tritt kommen – nüchtern betrachtet 
wünschen sich das viele unabhängige Gemeindebürger. 

Albert Reichold

Kommentar: Nüchtern betrachtet.

„Was heißt hier Unterschriftenaktion – die Meisterin aller Bürger bin ich!“

Haben Sie Interesse, sich kommunal-, aber nicht parteipolitisch zu engagieren? Oder möchten Sie sich einfach nur informieren?

Besuchen Sie uns im Internet unter www.ub-hksbr.de oder kom-
men Sie einfach zu einem der UB-Stammtische, die jeden letzten 
Montag im Monat um 20 Uhr in der „Alten Apotheke“, Bahnhof-
straße, stattfinden! Die Ankündigung finden Sie in der Tagespresse 
ein paar Tage vorher.

Haben Sie Interesse, sich kommunal-, aber nicht parteipolitisch zu engagieren? Oder möchten Sie sich einfach nur informieren?
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„Bürgermeisterin Ursula Mayer hat bereits jetzt mehr für unseren Ort erreicht als jeder Amtsinhaber zuvor“ (Zitat aus Höhen-
kirchen-Siegertsbrunn aktuell Nr. 3 Okt./Nov. 2007)

Von dieser Lichtgestalt des Kommunalwesens wurde unser Reporter empfangen. Er führte ein ungewöhnliches Interview mit 
U.M.. Zuerst traf sie ihre Aussagen. Erst danach konnte unser Reporter seine Fragen stellen! Allerdings wurde auf diese – wie 
bei Vollblutpolitikern meist üblich – nicht weiter eingegangen.

U.M.: Ich habe!...ich kann!...ich will!...ich bin!...ich werde!

Rep.: Toll – könnten Sie diese überzeugenden Aussagen bitte noch etwas ergänzen?

U.M.: Ich kann der Feststellung in „Höhenkirchen-Siegertsbrunn aktuell“, dem Mitteilungsblatt der CSU, nicht im geringsten  
 widersprechen!

Rep.: Frau Bürgermeisterin, Klasse – werden Sie die Chroniken von Höhenkirchen und Siegertsbrunn, in denen auch von tüchtigen  
 Vorgängern die Rede ist, umschreiben lassen?

U.M.: Ich kaufe den Bahnhof!

Rep.: Genial – das ist der Beginn der Bahn-Privatisierung. Betreiben Sie dann auch den Kiosk?

U.M.: Ich baue die Umgehungsstraße!

Rep.: Tüchtig – um den vorgesehenen Fertigstellungstermin einhalten zu können, werden Sie  bestimmt persönlich mit Hand anlegen  
 müssen?

U.M.: Ich beteilige mich freiwillig an den Kosten der Straße, die dem Staat gehört, das beschleunigt das Projekt ganz erheblich!

Rep.: Pfiffig – mit läppischen drei Millionen erreicht man also schon, daß eine ansehnliche Brücke zeitgerecht in die Landschaft  
 gestellt wird?

U.M.: Ich bin stolz darauf, einen Bauträger für das neue Wohngebiet im Norden von Höhenkirchen-Siegertsbrunn gefunden zu  
 haben!

Rep.: Erstaunlich – ist das der, der schon seit zwei Jahrzehnten gegenüber der Gemeinde seine Interessen durchsetzen will ? 

U.M.: Ich gebe jedes Jahr 800.000 € für die Kindergärten aus.

Rep.: Risikofreudig – haben Sie dann noch genügend Haushaltsgeld im Portmonee?

U.M.: Ich habe Kultur aufs Land gebracht!

Rep.: Verdienstvoll – aber wurde denn früher hier noch nicht gemalt, getöpfert, musiziert, gedichtet und gebildhauert?

U.M.: Ich fördere das Kunstverständnis unserer Bürger!

Rep.: Grandios – werden die Leute nun endlich begreifen, daß mit K.I.A. nicht die berühmte Automarke sondern Ihr nicht minder  
 bekanntes Kühe-Kunstwerk gemeint ist?

U.M.: Ich habe den Initiativkreis Gymnasium gegründet.

Rep.: Super – waren da die Gemeinderäte nicht wieder einmal so richtig überrascht?

U.M.: Ich habe sogar schon einen Namen für das Gymnasium beschlossen.

Rep.: Sehr gut – was nehmen Sie dem Ministerium und der Schulfamilie noch alles ab? 

U.M.: Ich bin, davon werden sie nach diesem Gespräch überzeugt sein, wirklich die größte Bürgermeisterin aller Höhenkirchen- 
 Siegertsbrunner Zeiten!

Rep.: Frau Bürgermeisterin -  Jaaaaa !!!!! – Ich danke Ihnen, daß Sie mir Ihre epochemachenden Leistungen anvertraut haben.


